
Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Korkein hallinto-oikekus —
Auslegung von Art. 3 Abs. 1 und der Art. 9 und 17 der Richt-
linie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver-
kehr (ABl. L 281, S. 31) — Anwendungsbereich — Sammlung,
Veröffentlichung, Weitergabe und Behandlung von Daten über
das Einkommen natürlicher Personen und über deren Vermögen
im Rahmen eines Kurzmitteilungsdienstes

Tenor

1. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürli-
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und
zum freien Datenverkehr ist dahin auszulegen, dass eine Tätigkeit,
bei der die Daten natürlicher Personen bezüglich ihres Einkommens
aus Erwerbstätigkeit und Kapital und ihres Vermögens

— auf der Grundlage öffentlicher Dokumente der Steuerbehörden
erfasst und zum Zweck der Veröffentlichung verarbeitet werden,

— in einem Druckerzeugnis, in alphabetischer Reihenfolge und
nach Einkommenskategorien aufgeführt, in Form umfassender,
nach Gemeinden geordneter Listen veröffentlicht werden,

— auf einer CD-ROM zur Verarbeitung zu kommerziellen Zwe-
cken weitergegeben werden,

— im Rahmen eines Kurzmitteilungsdienstes verwendet werden, in
dem Mobilfunkbenutzer nach Versendung einer Kurzmitteilung
mit dem Namen und dem Wohnort einer bestimmten Person
an eine bestimmte Nummer als Antwort Daten über das Ein-
kommen dieser Person aus Erwerbstätigkeit und Kapital sowie
über deren Vermögen erhalten können,

als „Verarbeitung personenbezogener Daten“ im Sinne dieser Vor-
schrift anzusehen ist.

2. Art. 9 der Richtlinie 95/46 ist dahin auszulegen, dass die in der
ersten Frage unter den Buchst. a bis d genannten Tätigkeiten, die
Daten betreffen, die aus Dokumenten stammen, die nach den
nationalen Rechtsvorschriften öffentlich sind, als Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, die „allein zu journalistischen Zwecken“ im
Sinne dieser Vorschrift erfolgt, anzusehen sind, wenn sie ausschließ-
lich zum Ziel haben, Informationen, Meinungen oder Ideen in der
Öffentlichkeit zu verbreiten, was zu prüfen Sache des nationalen
Gerichts ist.

3. Die in der ersten Frage unter den Buchst. c und d beschriebene Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, die Behördendateien mit perso-
nenbezogenen Daten betrifft, die nur in Medien veröffentlichtes
Material als solches enthalten, fällt in den Anwendungsbereich der
Richtlinie 95/46.

(1) ABl. C 95 vom 28.4.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 18. Dezember
2008 — Coop de France bétail et viande, vormals
Fédération nationale de la coopération bétail et viande
(FNCBV), Fédération nationale des syndicats d'exploitants
agricoles (FNSEA), Fédération nationale bovine (FNB),
Fédération nationale des producteurs de lait (FNPL),
Jeunes agriculteurs (JA)/Kommission der Europäischen

Gemeinschaften, Französische Republik

(Rechtssache C-101/07 P und C-110/07 P) (1)

(Rechtsmittel — Wettbewerb — Rindfleischmarkt — Verein-
barung zwischen nationalen Verbänden von Züchtern und
Schlachthofbetreibern über die Aussetzung der Einfuhren von
Rindfleisch und die Festsetzung eines Mindestankaufspreises
— Geldbußen — Verordnung Nr. 17 — Art. 15 Abs. 2 —
Berücksichtigung der Umsätze der Mitgliedsunternehmen

eines Verbandes)

(2009/C 44/11)

Verfahrenssprache: Französisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Coop de France bétail et viande, vormals Fédé-
ration nationale de la coopération bétail et viande (FNCBV) (Pro-
zessbevollmächtigter: M. Ponsard, avocat) (C-101/07 P), Fédéra-
tion nationale des syndicats d'exploitants agricoles (FNSEA),
Fédération nationale bovine (FNB), Fédération nationale des pro-
ducteurs de lait (FNPL), Jeunes agriculteurs (JA) (Prozessbevoll-
mächtigte: V. Ledoux und B. Neouze, avocats (C-110/07 P)

Andere Verfahrensbeteiligte: Französische Republik (Prozessbevoll-
mächtigte: G. de Bergues und S. Ramet), Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften (Prozessbevollmächtigte: A. Bouquet
und X. Lewis)

Gegenstand

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Erste
Kammer) vom 13. Dezember 2006, FNCBV u. a./Kommission
(T-217/03 und T-245/03), mit dem das Gericht die Klage der
Rechtsmittelführerin abgewiesen hat, die auf die Nichtigerklä-
rung der Entscheidung 2003/600/EG der Kommission vom
2. April 2003 in einem Verfahren nach Artikel 81 EG-Vertrag
(ABl. L 209, S. 12) und, hilfsweise, auf die Aufhebung oder
Herabsetzung der mit dieser Entscheidung verhängten Geldbuße
gerichtet war — Tatbestandsmerkmale eines Kartells — Erforder-
lichkeit einer Zustimmung der Parteien — Berechnungsweise
der Geldbuße — Möglichkeit der Berücksichtigung des Umsatzes
der Mitglieder einer Vereinigung, wenn die Vereinigung formell
keine Befugnis zur Vertretung ihrer Mitglieder hat — Begrün-
dungspflicht und Verletzung der Verteidigungsrechte

Tenor

1. Die Rechtsmittel werden zurückgewiesen.

2. Die Coop de France bétail et viande, vormals Fédération nationale
de la coopération bétail et viande (FNCBV), die Fédération natio-
nale des syndicats d'exploitants agricoles (FNSEA), die Fédération
nationale bovine (FNB), die Fédération nationale des producteurs de
lait (FNPL) und die Jeunes agriculteurs (JA) tragen die Kosten.
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3. Die Französische Republik trägt ihre eigenen Kosten.

(1) ABl. C 95 vom 28.4.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 9. Dezember
2008 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Französische Republik

(Rechtssache C-121/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie
2001/18/EG — Absichtliche Freisetzung in die Umwelt und
Inverkehrbringen von GVO — Urteil des Gerichtshofs, mit
dem eine Vertragsverletzung festgestellt wird — Nichtdurch-
führung — Art. 228 EG — Durchführung im Laufe des Ver-

fahrens — Finanzielle Sanktionen)

(2009/C 44/12)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: B. Stromsky und C. Zadra)

Beklagte: Französische Republik (Prozessbevollmächtigte:
E. Belliard, S. Gasri und G. de Bergues)

Streithelfer zur Unterstützung der Beklagten: Tschechische Republik
(Prozessbevollmächtigte: zunächst T. Boček, dann M. Smolek)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nichtdurchführung
des Urteils des Gerichtshofs vom 15. Juli 2004, Kommission/
Frankreich (C-419/03), über die Nichtumsetzung der Vorschrif-
ten der der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 12. März 2001 über die absichtliche Freiset-
zung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt und zur
Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG [des Rates vom 23. pril
1990 über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter
Organismen in die Umwelt] (ABl. L 106), die von denen der
zuletzt genannten Richtlinie abweichen oder über diese hinaus-
gehen — Antrag auf Verhängung eines Zwangsgeldes und eines
Pauschalbetrags

Tenor

1. Die Französische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus Art. 228 Abs. 1 EG verstoßen, dass sie zum Zeitpunkt des
Ablaufs der Frist, die in der mit Gründen versehenen Stellung-
nahme gesetzt worden war, nicht alle Maßnahmen ergriffen hat, die
sich aus dem Urteil vom 15. Juli 2004, Kommission/Frankreich
(C-419/03), betreffend die Nichtumsetzung der Vorschriften der
Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung gene-

tisch veränderter Organismen in die Umwelt und zur Aufhebung
der Richtlinie 90/220/EWG des Rates in ihr internes Recht erge-
ben, die von denen der Richtlinie 90/220/EWG des Rates vom
23. April 1990 über die absichtliche Freisetzung genetisch verän-
derter Organismen in die Umwelt abweichen oder über diese
hinausgehen.

2. Die Französische Republik wird verurteilt, an die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften auf das Konto „Eigenmittel der Euro-
päischen Gemeinschaften“ einen Pauschalbetrag von 10 Millionen
Euro zu zahlen.

3. Die Französische Republik trägt die Kosten.

4. Die Tschechische Republik trägt ihre eigenen Kosten.

(1) ABl. C 95 vom 28.4.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 16. Dezember
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d' État —
Frankreich) — Société Arcelor Atlantique et Lorraine,
Sollac Méditerrannée, Société Arcelor Packaging
International, Société Ugine & Alz France, Société
Industeel Loire, Société Creusot Métal, Société Imphy
Alloys, Arcelor SA/Premier ministre, Ministre de l'Écologie
et du Développement durable, Ministre de l'Économie, des

Finances et de l'Industrie

(Rechtssache C-127/07) (1)

(Umwelt — Integrierte Vermeidung und Verminderung der
Umweltverschmutzung — System für den Handel mit Emis-
sionszertifikaten für Treibhausgase — Richtlinie 2003/87/EG
— Anwendungsbereich — Einbeziehung der Anlagen des
Stahlsektors — Nichteinbeziehung der Anlagen des Chemie-
sektors und des Sektors der Nichteisenmetalle — Gleichheits-

grundsatz)

(2009/C 44/13)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Conseil d'État

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerinnen: Société Arcelor Atlantique et Lorraine, Sollac Médi-
terrannée, Société Arcelor Packaging International, Société Ugine
& Alz France, Société Industeel Loire, Société Creusot Métal,
Société Imphy Alloys, Arcelor SA

Beklagte: Premier ministre, Ministre de l'Écologie et du Dévelop-
pement durable, Ministre de l'Économie, des Finances et de l'In-
dustrie
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